
Charta von Paris für ein neues Europa vom 21. 11. 1990  

 

Ein neues Zeitalter der Demokratie, des Friedens und der Freiheit 

Wir, die Staats- und Regierungschefs der Teilnehmerstaaten der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, sind in einer Zeit tiefgreifenden Wandels und historischer Erwartungen 
in Paris zusammengetreten. Das Zeitalter der Konfrontation und der Teilung Europas ist zu Ende 
gegangen. Wir erklären, dass sich unsere Beziehungen künftig auf Achtung und Zusammenarbeit 
gründen werden. 

  

Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 

Wir verpflichten uns, die Demokratie als die einzige Regierungsform unserer Nationen aufzubauen, 
zu festigen und zu stärken. In diesem Bestreben werden wir an folgendem festhalten:  

Menschenrechte und Grundfreiheiten sind allen Menschen von Geburt an eigen; sie sind 
unveräußerlich und werden durch das Recht gewährleistet. Sie zu schützen und zu fördern ist 
vornehmste Pflicht jeder Regierung. Ihre Achtung ist wesentlicher Schutz gegen staatliche 
Übermacht. Ihre Einhaltung und uneingeschränkte Ausübung bilden die Grundlage für Freiheit, 
Gerechtigkeit und Frieden. 

Demokratische Regierung gründet sich auf den Volkswillen, der seinen Ausdruck in regelmäßigen, 
freien und gerechten Wahlen findet. Demokratie beruht auf Achtung vor der menschlichen Person 
und Rechtsstaatlichkeit. Demokratie ist der beste Schutz für freie Meinungsäußerung, Toleranz 
gegenüber allen gesellschaftlichen Gruppen und Chancengleichheit für alle.  

Die Demokratie, ihrem Wesen nach repräsentativ und pluralistisch, erfordert Verantwortlichkeit 
gegenüber der Wählerschaft, Bindung der staatlichen Gewalt an das Recht sowie eine unparteiische 
Rechtspflege. Niemand steht über dem Gesetz.  

 Wir bekräftigen, 

 jeder Einzelne hat ohne Unterschied das Recht auf:  

 Gedanken-, Gewissens- und Religions- oder Glaubensfreiheit, freie Meinungsäußerung, 
Vereinigung und friedliche Versammlung, Freizügigkeit; 

 niemand darf: 

 willkürlich festgenommen oder in Haft gehalten werden, der *Folter oder anderer 
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen 
werden; 

 jeder hat auch das Recht: 

 seine Rechte zu kennen und auszuüben an freien und gerechten Wahlen teilzunehmen, auf 
ein gerechtes und öffentliches Verfahren, wenn er einer strafbaren Handlung beschuldigt 
wird, allein oder in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezuhaben und selbstständig 
Unternehmen zu betreiben, seine wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte 
auszuüben. 

Wir bekräftigen, dass die ethnische, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität nationaler 
Minderheiten Schutz genießen muss und dass Angehörige nationaler Minderheiten das Recht haben, 
diese Identität ohne jegliche Diskriminierung und in voller Gleichheit vor dem Gesetz frei zum 
Ausdruck zu bringen, zu wahren und weiter zu entwickeln.  

Wir werden gewährleisten, dass dem Einzelnen wirksame innerstaatliche wie internationale 
Rechtsmittel gegen jede Verletzung seiner Rechte zur Verfügung stehen.  



Die uneingeschränkte Achtung dieser Gebote ist das Fundament, auf dem wir das neue Europa 
aufbauen wollen.  

Unsere Staaten werden zusammen arbeiten und einander unterstützen, um zu gewährleisten, dass 
die Entwicklung der Demokratie nicht mehr rückgängig gemacht werden kann. 

 

Freundschaftliche Beziehungen zwischen den Teilnehmerstaaten 

Nun, da Europa am Beginn eines neuen Zeitalters steht, sind wir entschlossen, die freundschaftlichen 
Beziehungen und die Zusammenarbeit zwischen den Staaten Europas, den Vereinigten Staaten von 
Amerika und Kanada auszuweiten und zu festigen sowie die Freundschaft zwischen unseren Völkern 
zu fördern.  

Zur Wahrung und Förderung von Demokratie, Frieden und Freiheit in Europa bekennen wir uns 
feierlich und uneingeschränkt zu den 10 Prinzipien der Schlussakte von Helsinki. Wir erklären, dass 
die 10 Prinzipien unverändert gültig sein sollen und dass wir entschlossen sind, sie in die Praxis 
umzusetzen. Alle Prinzipien werden gleichermaßen und vorbehaltlos angewendet, wobei ein jedes 
von ihnen unter Beachtung der anderen ausgelegt wird. Sie bilden die Grundlage unserer 
Beziehungen.  

In Übereinstimmung mit unseren Verpflichtungen gemäß der Charta der Vereinten Nationen und der 
Schlussakte von Helsinki erneuern wir unser feierliches Versprechen, uns jeder gegen die territoriale 
Integrität oder politische Unabhängigkeit eines Staates gerichteten Androhung oder Anwendung von 
Gewalt oder jeder sonstigen mit den Grundsätzen oder Zielen dieser Dokumente unvereinbaren 
Handlung zu enthalten. Wir erinnern daran, dass die Nichterfüllung der in der Charta der Vereinten 
Nationen enthaltenen Verpflichtungen einen Verstoß gegen das Völkerrecht darstellt.  

Wir bekräftigen unser Bekenntnis zur friedlichen Beilegung von Streitfällen. Wir beschließen, 
Mechanismen zur Verhütung und Lösung von Konflikten zwischen den Teilnehmerstaaten zu 
entwickeln.  

Nun, da die Teilung Europas zu Ende geht, werden wir unter uneingeschränkter gegenseitiger 
Achtung der Entscheidungsfreiheit eine neue Qualität in unseren Sicherheitsbeziehungen anstreben. 
Sicherheit ist unteilbar, und die Sicherheit jedes Teilnehmerstaates ist untrennbar mit der aller 
anderen verbunden. Wir verpflichten uns daher, bei der Festigung von Vertrauen und Sicherheit 
untereinander sowie bei der Förderung der Rüstungskontrolle und Abrüstung zusammenzuarbeiten.  

Wir begrüßen die Gemeinsame Erklärung von zweiundzwanzig Staaten über die Verbesserung ihrer 
Beziehungen (s. S. 115 ff).  

Unsere Beziehungen sollen auf unserem gemeinsamen Bekenntnis zu demokratischen Werten sowie 
zu den Menschenrechten und Grundfreiheiten beruhen. Wir sind überzeugt, dass für die Festigung 
von Frieden und Sicherheit zwischen unseren Staaten die Förderung der Demokratie sowie die 
Achtung und wirksame Ausübung der Menschenrechte unverzichtbar sind. Wir bekräftigen die 
Gleichberechtigung der Völker und ihr Selbstbestimmungsrecht in Übereinstimmung mit der Charta 
der Vereinten Nationen und den einschlägigen Normen des Völkerrechts, einschließlich jener, die 
sich auf die territoriale Integrität der Staaten beziehen.  

Zur Lösung wirtschaftlicher, sozialer, umweltbezogener, kultureller und humanitärer Probleme haben 
wir die feste Absicht, den politischen Konsultationsprozess zu verstärken und die Zusammenarbeit zu 
erweitern. Diese gemeinsame Entschlossenheit und die wachsende gegenseitige Abhängigkeit 
werden dazu beitragen, das jahrzehntelange Misstrauen zu überwinden, die Stabilität zu festigen und 
ein geeintes Europa aufzubauen.  

Wir wollen ein Europa, von dem Frieden ausgeht, das für den Dialog und die Zusammenarbeit mit 
anderen Ländern offen und zum Austausch bereit ist und das mitwirkt an der Suche nach 
gemeinsamen  



Sicherheit 

Festigung der Demokratie und erhöhte Sicherheit fördern freundschaftliche Beziehungen zwischen 
uns. Wir begrüßen die Unterzeichnung des Vertrags über Konventionelle Streitkräfte in Europa durch 
zweiundzwanzig Teilnehmerstaaten, der zu niedrigeren Niveaus der Streitkräfte führen wird. Die 
Annahme eines substantiellen neuen Satzes vertrauens- und sicherheitsbildender Maßnahmen, der 
zu mehr Offenheit und Vertrauen zwischen allen Teilnehmerstaaten führt, findet unsere volle 
Zustimmung. Beide sind bedeutende Schritte hin zu erhöhter Stabilität und Sicherheit in Europa.  

Die beispiellose Reduzierung der Streitkräfte durch den Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in 
Europa wird - gemeinsam mit neuen Ansätzen für Sicherheit und Zusammenarbeit innerhalb des 
KSZE-Prozesses - unser Verständnis von Sicherheit in Europa verändern und unseren Beziehungen 
eine neue Dimension verleihen. In diesem Zusammenhang bekennen wir uns zum Recht der Staaten, 
ihre sicherheitspolitischen Dispositionen frei zu treffen. 

 

Einheit 

Das nun ungeteilte und freie Europa fordert einen Neubeginn. Wir rufen unsere Völker dazu auf, sich 
diesem großen Vorhaben anzuschließen. Wir nehmen mit großer Genugtuung Kenntnis von dem am 
12. September 1990 in Moskau unterzeichneten Vertrag über die abschließende Regelung in bezug 
auf Deutschland und begrüßen aufrichtig, dass das deutsche Volk sich in Übereinstimmung mit den 
Prinzipien der Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und in 
vollem Einvernehmen mit seinen Nachbarn in einem Staat vereinigt hat. Die Herstellung der 
staatlichen Einheit Deutschlands ist ein bedeutsamer Beitrag zu einer dauerhaften und gerechten 
Friedensordnung für ein geeintes demokratisches Europa, das sich seiner Verantwortung für 
Stabilität, Frieden und Zusammenarbeit bewusst ist.  

Die Teilnahme nordamerikanischer wie europäischer Staaten ist ein bestimmendes Merkmal der 
KSZE; sie liegt den in der Vergangenheit erzielten Erfolgen zugrunde und bleibt wesentlich auch für 
die Zukunft des KSZE-Prozesses. Das unerschütterliche Festhalten an gemeinsamen Werten und an 
unserem gemeinsamen Erbe bindet uns aneinander. Bei all der reichen Vielfalt unserer Nationen sind 
wir vereint in der Verpflichtung, unsere Zusammenarbeit in allen Bereichen auszubauen. Die 
Herausforderungen, denen wir uns gegenübersehen, können nur durch gemeinsames Handeln, 
Zusammenarbeit und Solidarität bewältigt werden.  

 


